
 

 

Stellungnahme 

BDEW Bundesverband 

der Energie- und 

Wasserwirtschaft e.V. 

Reinhardtstraße 32 

10117 Berlin 

Stellungnahme des Bundesverbandes der Energie- und Was-

serwirtschaft e.V. gegenüber der Clearingstelle EEG zu folgen-

der Frage (Verfahren 2009/5):  

Anlagenzubau bei Fotovoltaikanlagen über den Jahreswechsel 
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Welche Vorschriften finden bei mehreren Anlagen zur Erzeugung 
von Strom aus solarer Strahlungsenergie zum Zweck der Ermittlung 
der Vergütung für die jeweils zuletzt in Betrieb genommene Anlage 
Anwendung, wenn zwischen den Inbetriebnahmezeitpunkten ein 
Jahreswechsel lag? 

Insbesondere: Wie verhält es sich im Hinblick auf § 11 Abs. 6 EEG 
2004 und § 19 Abs. 1 EEG 2009 beim Jahreswechsel 2008 / 2009? 

 

Berlin, den 20. März 2009 



  Seite 2 von 6 

Fragestellung: 

Anlagenzubau bei Fotovoltaikanlagen über den Jahreswechsel 2008 / 2009: 

Welche Vorschriften finden bei mehreren Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer 
Strahlungsenergie zum Zweck der Ermittlung der Vergütung für die jeweils zuletzt in Betrieb 
genommene Anlage Anwendung, wenn zwischen den Inbetriebnahmezeitpunkten ein Jah-
reswechsel lag? 

Insbesondere: Wie verhält es sich im Hinblick auf § 11 Abs. 6 EEG 2004 und § 19 Abs. 1 
EEG 2009 beim Jahreswechsel 2008 /2009? 

 

Stellungnahme: 

 

1. Rechtslage hinsichtlich Modulen mit Inbetriebnahme bis zum 31. Dezember 2008 

(einschl.) 

Gemäß dem Beschluss der Clearingstelle EEG vom 29. Januar 2009 (Az. 2008/51) ist § 19 
Abs. 1 EEG 2009 nicht auf Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie 
anzuwenden, die vor dem 1. Januar 2009 in Betrieb genommen worden sind. Gemäß dem 
gleichen Beschluss richtet sich die Vergütung für Strom aus mehreren Anlagen für Anlagen 
zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie, die vor dem 1. Januar 2009 in Be-
trieb genommen worden sind, nach den bei der Inbetriebnahme der Anlagen jeweils gelten-
den Regelungen vor Inkrafttreten des EEG 2009; für Anlagen, die nach dem 31. Juli 2004 
und vor dem 1. Januar 2009 in Betrieb genommen worden sind, ist demnach § 11 Abs. 6 
EEG 2004 anzuwenden1. 

Der Strom aus Solarstrommodulen, die zwischen dem 1. August 2004 und dem 1. Januar 
2009 nach § 3 Abs. 4 EEG 2004 in Betrieb genommen worden sind, wird folglich nach den 
Regelungen des EEG 2004 vergütet, speziell nach § 11 EEG 2004. Die Einspeisungsvergü-
tung, das Inbetriebnahmejahr und somit die gesetzliche Förderdauer für diese Module wird 
folglich nicht dadurch verändert, dass ab dem 1. Januar 2009 weitere Module auf demselben 
Dach, demselben Grundstück oder sonst in unmittelbarer räumlicher Nähe in Betrieb ge-
nommen worden sind2.  

 

2. Rechtslage hinsichtlich Modulen mit Inbetriebnahme ab dem 1. Januar 2009 

(einschl.) 

Für Module, die auf demselben Dach, Gebäude oder Grundstück oder sonst in unmittelbarer 
räumlicher Nähe ab dem 1. Januar 2009 in Betrieb genommen worden sind oder werden, 

                                                
1  Hierzu verweisen wir auch auf die BDEW-Stellungnahme zum Verfahren 2008/51 
2  Vgl. nachfolgende Nr. 2a; so auch zur Wirkung von § 11 Abs. 6 EEG 2004 auf den Inbetriebnahmezeitpunkt 

und die daran geknüpfte Vergütungshöhe: Müller, in: Danner/Theobald, Energierecht, EEG, § 11 Rdn. 74; 
Oschmann, in: Altrock/Oschmann/Theobald, EEG, 2. Aufl., § 11 Rdn. 86; Weißenborn, in: Schmidt-
Schlaeger/Zinow, Grundlagen des Energierechts, S. 133; Binder, ZNER 2006, S. 122, 123 
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gelten gemäß § 66 Abs. 1 EEG 2009 ausschließlich die Regelungen des EEG 2009. Dem-
entsprechend gilt für diese Module neben §§ 32 und 33 EEG 2009 auch § 19 Abs. 1 EEG 
2009.  

Gemäß § 19 Abs. 1 EEG 2009 gelten mehrere Anlagen unabhängig von den Eigentumsver-
hältnissen und ausschließlich zum Zweck der Ermittlung der Vergütung für den jeweils zuletzt 
in Betrieb gesetzten Generator als eine Anlage, wenn 

1. sie sich auf demselben Grundstück oder sonst in unmittelbarer räumlicher Nähe befin-
den, 

2. sie Strom aus gleichartigen Erneuerbaren Energien erzeugen, 

3. der in ihnen erzeugte Strom nach den Regelungen dieses Gesetzes in Abhängigkeit 
von der Leistung der Anlage vergütet wird und 

4. sie innerhalb von zwölf aufeinander folgenden Kalendermonaten in Betrieb gesetzt 
worden sind. 

 

a) Bestimmung des Inbetriebnahmezeitpunktes der Module 

Eine Zusammenfassung von Modulen nach § 19 Abs. 1 EEG 2009 findet ausschließlich zum 
Zwecke der Ermittlung der Vergütung für den jeweils zuletzt in Betrieb gesetzten Generator 
statt. Dies bedeutet, dass – wie bereits bei § 11 Abs. 6 EEG 2004 – der Inbetriebnahmezeit-
punkt jedes Moduls für sich bestimmt werden muss3. § 19 Abs. 1 EEG 2009 führt nicht dazu, 
dass der Inbetriebnahmezeitpunkt des ersten Moduls auf einem Dach, Gebäude oder Grund-
stück automatisch als Inbetriebnahmezeitpunkt aller weiteren Module gilt, die innerhalb der 
folgenden zwölf Kalendermonate auf demselben Dach, Gebäude oder Grundstück in Betrieb 
genommen werden; gleiches gilt hinsichtlich des Inbetriebnahmezeitpunktes des letzten Mo-
duls4.  

Auch bei Inbetriebnahme mehrerer Module über einen Kalenderjahreswechsel hinweg ist für 
die Bestimmung des Vergütungssatzes jedes einzelnen Moduls der Inbetriebnahmezeitpunkt 
dieses Moduls maßgeblich, nicht der des ersten oder letzten Moduls, das innerhalb dieses 
Zeitraums in Betrieb genommen worden ist5. 

Die Zusammenfassung von Generatoren (Modulen) nach § 19 Abs. 1 EEG 2009 „ausschließ-
lich zum Zweck der Ermittlung der Vergütung für den jeweils zuletzt in Betrieb gesetzten Ge-
nerator als eine Anlage“ betrifft alleine die leistungsseitige Zusammenfassung, nicht die Zu-
sammenfassung zur Bestimmung eines gemeinsamen Inbetriebnahmezeitpunkts. Dement-
sprechend muss der Anlagenbetreiber für jedes ab dem 1. Januar 2009 auf einem Dach, Ge-
bäude oder Grundstück in Betrieb genommene Modul den konkreten Inbetriebnahmezeit-

                                                
3  So für § 11 Abs. 6 EEG 2004: Müller, in: Danner/Theobald, Energierecht, EEG, § 11 Rdn. 74; Oschmann, 

in: Altrock/Oschmann/Theobald, EEG, 2. Aufl., § 11 Rdn. 86 und 89; Weißenborn, in: Schmidt-
Schlaeger/Zinow, Grundlagen des Energierechts, S. 133; Binder, ZNER 2006, S. 122, 123 f. 

4  Oschmann, a.a.O. Rdn. 89 
5  Müller, a.a.O. Rdn. 74; Binder, a.a.O. S. 122 f.  
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punkt registrieren und der Bundesnetzagentur nach § 16 Abs. 2 Satz 2 EEG 2009 sowie dem 
Netzbetreiber nach §§ 45 und 46 EEG 2009 mitteilen.  

 

b) Bestimmung der leistungsbezogenen Vergütungshöhe jedes Moduls 

Gemäß § 19 Abs. 1 EEG 2009 gelten mehrere Anlagen unabhängig von den Eigentumsver-
hältnissen und ausschließlich zum Zweck der Ermittlung der Vergütung für den jeweils zuletzt 

in Betrieb gesetzten Generator unter den dort genannten Voraussetzungen als eine Anlage. 
Die Bezugnahme auf den jeweils zuletzt in Betrieb gesetzten Generator6 (Modul) verdeutlicht, 
dass die Betrachtung, speziell hinsichtlich des Zeitraums der zwölf Kalendermonate, vom 
jeweils zuletzt in Betrieb genommenen Generator rückwärts zählt7. Der betroffene Betreiber 
des Moduls muss dementsprechend vom Inbetriebnahmezeitpunkt des Moduls zwölf Kalen-
dermonate zurück zählen und ermitteln, ob innerhalb dieses Zeitraums auf demselben 
Grundstück oder sonst in unmittelbarer räumlicher Nähe weitere Solarstromanlagen in Be-
trieb genommen worden sind8. Aus der Summe der installierten Leistung in kWp der hiernach 
ermittelten Module wird dann die „fiktive Gesamtanlage“ nach § 19 Abs. 1 EEG 2009 be-
stimmt.  

Hierbei hat der Anlagenbetreiber auch diejenigen Module in die Betrachtung einzubeziehen, 
die vor dem 1. Januar 2009 innerhalb des Zeitraums von zwölf Kalendermonaten in Betrieb 
genommen worden sind und sich auf demselben Grundstück, speziell auf den hierauf befind-
lichen Gebäuden, oder sonst in unmittelbarer räumlicher Nähe befinden. Auf diese Module ist 
zwar zur Bestimmung der Vergütungssätze nur § 11 Abs. 6 EEG 2004 anwendbar gewesen 
(s. Nr. 1). Allerdings regelt § 19 Abs. 1 i.V. mit § 66 Abs. 1 EEG 2009 nicht, dass der Zeit-
raum von zwölf Kalendermonaten nach § 19 Abs. 1 Nr. 4 EEG 2009 für die Bestimmung von 
Modulen, die ab dem 1. Januar 2009 in Betrieb genommen werden, diejenigen Module mit 
früherer Inbetriebnahme nicht umfassen darf, speziell deshalb, weil für diese Module bereits 
nach § 11 Abs. 6 EEG 2004 ein Zeitraum von sechs Kalendermonaten gegolten hat und sie 
somit einer ähnlichen vergütungsseitigen Zusammenfassung unterlegen waren.  

 

c) Bestimmung des Zeitraums der „zwölf Kalendermonate“ 

Während der Begriff „Monat“ bei einer gesetzlichen oder vertraglichen Frist auch einen un-
termonatlichen Fristbeginn festlegen kann (§ 188 Abs. 2 BGB), beginnt ein Kalendermonat 
jeweils am kalenderweisen Monatsersten und endet am kalenderweisen Monatsletzten (§ 192 

                                                
6  Als Generator ist nach § 3 Nr. 1 und 4 EEG 2009 jedes einzelne Modul anzusehen: BT-Drs. 16/8148, S. 39 

zu § 3 Nr. 4; so zu § 3 Abs. 2 EEG 2004: Binder, a.a.O. S. 122 ff.; Oschmann, in: Alt-
rock/Oschmann/Theobald, EEG, 2. Aufl., § 11 Rdn. 87; Salje, EEG, 4. Aufl., § 11 Rdn. 128; Müller, in: Dan-
ner/Theobald, Energierecht, EEG, § 11 Rdn. 68; Reshöft, in: Reshöft/Steiner/Dreher, EEG, 2. Aufl., § 3 
Rdn. 11; Oschmann, in: Danner/Theobald, Energierecht, EEG, § 3 Rdn. 28; OLG Frankfurt am Main, RdE 
2007, S. 320, 321 

7  Müller, a.a.O. Rdn. 72 
8  Vgl. zur Bestimmung der „unmittelbaren räumlichen Nähe“ die BDEW-Stellungnahme zum Verfahren Nr. 

2008/49 der Clearingstelle EEG 
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BGB). Er hat also je nach konkretem Monat 28, 29, 30 oder 31 Tage. Die Kalendermonate 
müssen außerdem nach § 19 Abs. 1 Nr. 4 EEG 2009 aufeinander folgen.  

 

d) Berechnung der Vergütung bei vorhandenen Bestandsmodulen 

Fällt eine Inbetriebnahme eines Solarstrommoduls in einen Kalendermonat, zählt dieser ge-
samte Monat als ein Kalendermonat9. In den Zeitraum der zwölf Kalendermonate fallen somit 
zusätzlich zu dem Kalendermonat der Inbetriebnahme des betreffenden Moduls auch die elf 
Kalendermonate, die diesem Kalendermonat vorangegangen sind (Beispiel: Inbetriebnahme 
des Moduls am 15. Januar 2009, Fristlaufzeit vom 31. Januar 2009 bis zum 1. Februar 2008). 
Sind innerhalb dieses Zeitraums weitere Module in Betrieb genommen worden, die sich auf 
demselben Grundstück, speziell auf den hierauf befindlichen Gebäuden, oder sonst in unmit-
telbarer räumlicher Nähe befinden, müssen die installierten Leistungen dieser Module als 
Summe der Leistungen der „fiktiven Bestandsanlage“ addiert werden. Die Leistung des aktu-
ell in Betrieb genommenen Moduls muss dann zu den aufsummierten Leistungen der Be-
standsmodule, die innerhalb dieses Zeitfensters in Betrieb gesetzt worden sind, hinzu gefügt 
werden.  

Hat die Summe der Leistungen der Bestandsmodule bereits eine Leistungsschwelle in § 33 
Abs. 1 EEG 2009 überschritten, auch dann, wenn § 33 EEG 2009 wegen Inbetriebnahme der 
Module vor dem 1. Januar 2009 gar nicht auf die Module anwendbar ist, sind die neu hinzu-
gekommenen Module derjenigen Leistungszone zuzuordnen, die zuletzt überschritten worden 
ist. Führt die Neuinbetriebnahme von mehreren Modulen ihrerseits zu einer Überschreitung 
einer Leistungszone, sind diejenigen Module, die rein rechnerisch zu dieser Überschreitung 
geführt haben, der neuen Leistungszone mit der geringeren Einspeisungsvergütung zuzuord-
nen. Für die Bestandsmodule ändert sich die einmal ermittelte Vergütung jedoch nicht da-
durch, dass später hinzu gebaute Module zu einer Überschreitung einer Leistungsschwelle 
nach § 33 Abs. 1 EEG 2009 führen10.  

 

e) Vergütungsberechnung bei mehrfachen „Erweiterungen“ 

Werden in der Folge auf demselben Grundstück, speziell auf den hierauf befindlichen Ge-
bäuden, oder sonst in unmittelbarer räumlicher Nähe weitere Module in Betrieb genommen, 
ist der Zeitraum der zwölf Kalendermonate für die neu in Betrieb genommenen Module wie-
der neu aufgrund dieser Inbetriebnahmezeitpunkte festzusetzen11. Diese Festsetzung betrifft 
jedoch die Bestandsmodule nicht, sondern dient nur der Bestimmung der Vergütungssätze 
der neu in Betrieb genommenen Module. Fallen durch die Neufestsetzung des Zeitraums der 
zwölf Kalendermonate einzelne Module aus diesem Zeitraum heraus, die bei der vorherigen 
Berechnung noch eingerechnet worden sind, ist die Leistung dieser Module nicht in die Leis-
tung der neuen „fiktiven Bestandsanlage“ einzurechnen.  

                                                
9  Müller, a.a.O. Rdn. 71; a.A.: Oschmann, in: Altrock/Oschmann/Theobald, EEG, 2. Aufl., § 11 Rdn. 89 
10  Müller, a.a.O. Rdn. 69 und 72; Oschmann, a.a.O. Rdn. 86; Binder, a.a.O. S. 123 
11  Müller, a.a.O. Rdn. 73 
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Befinden sich dagegen innerhalb des neu angesetzten Zeitraums der zwölf Kalendermonate 
keinerlei weitere Solarstrommodule auf demselben Grundstück, speziell auf den hierauf be-
findlichen Gebäuden, oder sonst in unmittelbarer räumlicher Nähe, sondern mglw. erst im 
dreizehnten zurückliegenden Kalendermonat, ist die Vergütung der betreffenden Module aus-
schließlich nach der Summe der dann neu installierten Module zu bestimmen.  

 

f) Berücksichtigung von Modulen anderer Betreiber 

Gemäß § 19 Abs. 1 EEG 2009 ist es unerheblich, ob die innerhalb der vergangenen zwölf 
Kalendermonate in Betrieb genommenen Module vom selben Eigentümer betrieben werden, 
von einem Dritten betrieben werden oder im Eigentum eines Dritten stehen („unabhängig von 
den Eigentumsverhältnissen“). Dies gilt für sämtliche EEG-Anlagen, auf die § 19 Abs. 1 EEG 
2009 anwendbar ist. Gleiches galt auch im Rahmen des Anwendungsbereiches von § 11 
Abs. 6 EEG 200412. Dementsprechend müssen auch die Module anderer Eigentümer oder 
Betreiber im Rahmen der Betrachtung nach a) bis e) berücksichtigt werden. Dies hat ein 
Betreiber eines neu zu installierenden Moduls zu beachten.  

 

g) Zusammenfassung mehrerer Anlagen nach § 3 Nr. 1 EEG 2009 

Ob mehrere Module, die außerhalb des Zeitraums von zwölf Kalendermonaten nach § 19 
Abs. 1 EEG 2009 auf demselben Grundstück oder sonst in unmittelbarer räumlicher Nähe in 
Betrieb genommen worden sind, bereits nach § 3 Nr. 1 EEG zusammengefasst werden müs-
sen, weil sie bauliche Anlagen oder für den Betrieb erforderliche technische Einrichtungen 
gemeinsam nutzen, ist nicht mehr von der Fragestellung des Verfahrens umfasst und müsste 
in einem gesonderten Verfahren geklärt werden.  

 

Ansprechpartner: 

Christoph Weißenborn 
Telefon: +49 30 300199-1514 
christoph.weissenborn@bdew.de 

 

 

                                                
12  OLG Frankfurt am Main, RdE 2007, S. 320, 321; Oschmann, a.a.O. Rdn. 88 


